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CDU die Partei der harten, 
verlässlichen Währung 

"Die Union wird am eu-     der Schröder-Regierung be- 
r°päischen Stabiltätspakt     fasste, dass die Drei-Pro- 
a's dem Kernstück einer     zent-Defizit-Grenze       des 
s°liden Finanzpolitik fest-     Maastrichter Vertrags von 
"alten."                                  Deutschland nicht einhalten 

Das war einhellige Mei-     werden könne. 
nung des Bundesvorstands,          Angela Merkel: „Die von 
aer sich auf seiner Sitzung     Schröder  betriebene   Aus- 
am 21. Oktober im Konrad-     höhlung des Stabiltätspakts 
Adenauer-Haus unter ande-     führt letztlich zu Inflation 
rem mit der Ankündigung                   Fortsetzung Seite 2 
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Deutschland bleibt 
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„Bummelletzter" in 
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Fortsezung von Seite I 
und damit zur schleichenden 
Enteignung    des    kleinen 
Mannes." 

Jetzt könne jeder erken- 
nen, dass Finanzminister Ei- 
chel vor dem 22. September 
die „grobe Unwahrheit" ge- 
sagt habe, indem er immer 
wieder betonte, Deutschland 
werde die Defizit-Grenze 
nicht überschreiten. In Inter- 
views, die der Minister in- 
zwischen verbreite gebe er 
sogar zu: Er habe schon län- 
gere Zeit mit einem Über- 
schreiten des Grenzwertes 
gerechnet, aber auf das Prin- 
zip Hoffnung gesetzt. 

Nach Landtagswahlen 
neue Steuererhöhungen 

zu erwarten 

Angela Merkel wies dar- 
auf hin, dass die Menschen 
nach den Landtagswahlen in 
Hessen und Niedersachsen 
im Februar 2003 mit zu- 
sätzlichen Steuererhöhun- 
gen rechnen müssten. Denn 
die Koalitionsvereinbarung 
enthalte nicht alle finanzpoli- 
tischen Maßnahmen, die 
Rot-Grün für notwendig er- 

achte. Konkrete Beispiele: 
das Ehegattensplitting und 
die Entfernungspauschale. 
Sollte Rot-Grün außerdem 
die Mehrheit im Bundesrat 
gewinnen, müsse mit einer 
Neuauflage der Vermögen- 
steuer und einer Erhöhung 
der Erbschaftsteuer gerech- 
net werden. 

Friedrich Merz Gegen- 
spieler von Clement 

Auf ihrer Pressekonfe- 
renz begrüßte die Parteivor- 
sitzende die Bereitschaft von 
Friedrich Merz, im Bundes- 
tag die wichtige Rolle des 
Gegenspielers von Wirt- 
schafts- und Arbeitsminister 
Clement sowohl wie von 
Bundesfinanzminister Ei- 
chel zu übernehmen. Als 
stellvertretender Fraktions- 
vorsitzender ist er inzwi- 
schen bestätigt worden und 
wird in dieser Funktion für 
die Bereiche Wirtschaft, Ar- 
beit, Finanzen und Steuern 
zuständig sein. 

Die stellvertretenden 
Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Seite 5 
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WACHSTUMSPROGNOSEN 

ANGELA   MERKEL: 

Deutschland bleibt unter Rot-Grün 
„Bummelletzter" in Europa 

"en „schlechtestmögli- 
chen Start" hat die Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion der neuen 
Bundesregierung beschei- 
nigt: Noch am Tag seiner 
Wahl haben die sechs 
führenden Wirtschaftsfor- 
Schungsinstitute mit ihrem 
Herbstgutachten Bundes- 
kanzler Schröder „eine 
ohrfeige" versetzt. 

Das Urteil der Institute: 
"Vernichtend" für Rot-Grün. 
Zeilenweise lese es sich wie 
eine Presseerklärung der Op- 
Position. Angela Merkel: 
"Deutschland befindet sich 
danach de facto im wirt- 
schaftlichen Stillstand." Für 
^003: ebenfalls keine Besse- 
rung in Sicht. 

Deutschland wird auch 
weiter die rote Laterne 

in Europa tragen 

Der Herbst, der laut Schrö- 
der und Eichel ein „Wirt- 
Schaftsfrühling" habe wer- 
den sollen, entwickle sich 
nun zum Herbst der „Enttäu- 
schung". Markant sei zudem, 
dass Deutschland weiter hin- 
er die Prognosen für den 
tUro-Raum zurückfalle: mit 

nur 0,4 Prozent Wachstum 
gegenüber 0,8 in allen ande- 
ren Staaten in Europa. Im 
nächsten Jahr soll die deut- 
sche Wirtschaft um 1,4 Pro- 
zent wachsen, die im Euro- 
Raum um 1,8 Prozent. 

Angela Merkel: „Wir sind 
weiter Bummel letzter und 
werden auch weiter die rote 
Laterne in Europa tragen." 

Die Wirtschaftsforscher 
sind außerdem zu dem Er- 
gebnis gekommen, dass die 
in der Koalitionsvereinba- 
rung festgeschriebene Anhe- 
bung von Steuern und Sozi- 

alabgaben gerade nicht zu 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung führen werde. 
Die rot-grünen Beschäfti- 
gungsprognosen auf der 
Grundlage des Hartz-Kon- 
zeptes bezeichnen die Gut- 
achter „schlicht und ergrei- 
fend als illusorisch". 

In diesem Zusammen- 
hang kündigte die Fraktions- 
vorsitzende an: Die Union 
werde als Opposition ihre 
klaren „Alternativen für 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung" im Bundestag 
deutlich machen. 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER 

Aufwachen, Herr Schröder! 
Dem Kanzler werden für das nächste Jahr weiter steigende 
Arbeitslosenzahlen vorausgesagt. Die negativen Meldun- 
gen aus der Wirtschaft überschlagen sich, und Kanzler 
Schröder interessiert sich weder für die ständig nach unten 
korrigierten Wachstumsprognosen der Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute noch für die steigenden Konkurszahlen. 
Die rot-grüne Mehrheit im Bundestag leidet offensichtlich 
unter Wahrnehmungsverlust. Statt die Äußerungen der 
Unternehmen als Drohung abzutun, muss die Regierung 
endlich begreifen, dass es sich um Hilfeschreie wegen der 
miesen Ergebnisse der Koalitionsverhandlungen handelt. 
Äußerungen dieser Art von Unternehmen kurz nach einer 
Wahl sind in Deutschland völlig atypisch. Der Bundes- 
kanzler muss endlich aufwachen. 
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'NACH   DER  WAHL 

ANGELA   MERKEL: 

Keine Abstriche von unseren Werten 
Hat die CDU ihr Tafel- 
silber ausreichend ge- 
pflegt? 

Angela Merkel: Doch, ich 
denke schon. Wir hätten es 
nicht   geschafft,   auf  dem 
Dresdner Parteitag ein Pro- 
gramm zu verabschieden, das 
dann auch Grundlage unse- 
res   Regierungsprogramms 
war, wenn wir nicht sehr be- 
wusst an unsere Wurzeln an- 
geknüpft hätten: liberal, so- 
zial-christlich.   Wir   haben 
die Aufgabe, in einer sich 
verändernden Welt  immer 
wieder neue Antworten für 
die    Lebenssituation    der 
Menschen zu finden. Dass 
wir anders als 1998 zwischen 
Arbeitnehmern   und   Wirt- 
schaftsflügel geeint mit un- 
serer Programmatik in die 
Wahlauseinandersetzung 
gehen konnten, war für uns 
ein   riesiges   Pfund.   Und 
wenn Sie fragen, ob es aus- 
reichend gepflegt ist, dann 
sage ich: Ab und an müssen 
wir noch energischer für 
unser Silber eintreten. Aber 
wir haben den Wahlkampf 
schon sehr engagiert geführt. 

In der Öffentlichkeit 
entstand der Eindruck: 
Da droht ein neuer 
Richtungsstreit. 

Angela   Merkel:   Diesem 
Eindruck muss ich wider- 

AUS DEM BAYERN- 
KURIER-INTERVIEW 
VOM   17.  OKTOBER 

sprechen. Wir haben ein be- 
achtliches Wahlergebnis er- 
reicht, das uns auf gleiche 
Augenhöhe mit der SPD ge- 
bracht hat. Es fehlen uns ge- 
rade noch 6200 Stimmen zur 
stärksten Partei. Wir konn- 
ten also unsere Stamm- 
wähler mobilisieren und 
sind im Süden sogar deutlich 
darüber hinausgegangen. 
Das ist schon eine gute 
Grundlage. Und was wir 
jetzt diskutieren, ist kein 
Richtungsstreit, sondern es 
geht um die Frage, wie wir 
das, was programmatisch in 
uns steckt, nach außen so 
vertreten, dass wir noch 
überzeugender wahrgenom- 
men werden. 

Und sich mehr am Zeit- 
geist orientieren ? 

Angela Merkel: Nein, das 
ist zwar immer die Sorge, 
aber darum geht es nicht. 
Nach meiner festen Über- 
zeugung wären zwei Dinge 
falsch: Erstens dem Zeit- 
geist hinterherzulaufen und 
zu glauben, wir könnten als 
Kopie von irgend etwas die 
Menschen beeindrucken. 
Dabei würden wir mehr 
Wähler verlieren, als wir 
dazu gewinnen würden. 
Zweitens dürfen wir aber 
nicht den Eindruck er- 
wecken, als säßen wir in ei- 
ner Trutzburg, schüttelten 
den Kopfübereinen Teil der 

Menschheit und wollten nur 
warten, bis diese Leute wie- 
der zur Vernunft kommen- 
Es geht vielmehr darum, auf 
der Grundlage unserer 
Werte Gesprächsfäden zu 
den Teilen der Gesellschaft 
zu knüpfen, die wir heute 
schwerer oder teilweise gar 
nicht mehr erreichen. 

Dabei dürfen wir von un- 
seren Werten keine Abstri- 
che machen, denn wir wol- 
len nicht riskieren, unsere 
treuesten Wähler zu verprel- 
len. Doch wir müssen uns als 
Volkspartei neuen Entwick- 
lungen stellen und Kontakte 
zu den unterschiedlichsten 
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CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION  ' 

gesellschaftlichen Gruppen 
Pflegen. Ich lege schon Wert 
auf die Bemerkung, dass ich 
meine Werte auch dann 
n'cht aufgebe, wenn ich für 
Ur|s in einer Umgebung 
Werbe, wo nicht alle gleich 
beim Hereinkommen auf- 
gehen und Beifall klat- 
Schen. Aber Sie wissen ja 
Selbst aus Bayern, dass der 
große Zuspruch, den sich die 
^olkspartei CSU erworben 
"•at, ihr nicht einfach in den 
Schoß gefallen ist. Auch Ed- 
mund Stoiber muss sich als 
^-SU-Vorsitzender mit Wi- 
derständen auseinanderset- 
*en, wenn er beispielsweise 
*Ur Kinderbetreuung unter 
drei Jahren plädiert. Will 
^an Volkspartei bleiben, 
^uss man auch engagiert 
gegen Widerstände kämp- 
fen. Ich kann da nur Edmund 
Stoiber zitieren: Wer sich 
n,cht ändert, der wird verän- 
dert. Aber diese Verände- 
rUr)g muss auf unseren Wer- 
lefundamenten stehen. 

Hat es die Union im 
Süden leichter, weil 
dort das Wertegefüge 
noch stabiler ist? 

Angela Merkel: Ich glaube 
n,cht, dass sie es in München 
achter hat als in Köln. Aber 
es gibt einen großen Unter- 
Schied: Die CSU in Bayern 
^nd die CDU in Baden- 
Württemberg, Hessen und 
aarland und auch in einigen 
euen Ländern sind Regie- 

STELLVERTRETENDE   VORSITZENDE 

Wolfgang Schäuble: Frauen und Jugend, 
Außen, Verteidigung, Bildung und Forschung, 
Europa Informationstech- 

Wolfgang Bosbach: nologie, Kirchen 

Recht, Petitionen, Arnold Vaatz: 
Innen, Sport, Vertrie- Aufbau Ost, Wirtschaft- 
bene und Flüchtlinge, liche Zusammenar- 
Kunst, Kultur und beit, Menschenrechte 
Medien Horst Seehofer: 

Friedrich Merz: Gesundheit und 
Wirtschaft und Arbeit, soziale Sicherung, 
Finanzen, Haushalt, Arbeitnehmer, Energie 
PKM Gerda Hasselfeldt: 

Klaus Lippold: Verbraucherschutz, 
Verkehr, Bau- und Ernährung und Land- 
Wohnungswesen, Um- wirtschaft, Kommunal- 
welt, Naturschutz und politik, Tourismus 
Reaktorsicherheit Justitiare: 

Maria Böhmer: Ronald Profalla 
Familie, Senioren, Hans-Peter Friedrich 

rungsparteien und können 
Politik gestalten. Dadurch 
ist es ihnen möglich, Pro- 
gramme nicht nur als intel- 
lektuelle Veranstaltung er- 
scheinen zu lassen, sondern 
sie zum Wohle eines jeden 
wirken und positiv spürbar 
werden zu lassen. Eine Op- 
position hat es da natur- 
gemäß schwer. 

Das beste Aufbau- 
programmfür die CDU 
wäre es also, mehr 
Landesregierungen 
zu bilden ... 

Angela  Merkel:   Das  ist 
richtig, und deshalb sagen 

wirauch: Erneuerung erfolgt 
über die  Kommunen  und 
über die Länder. Wir haben 
im Wahlkampf immer wie- 
der auf die Leistungsbilanz 
der von uns regierten Län- 
der hingewiesen und gesagt: 
Man kann auch gut regieren. 

Das heißt, die Land- 
tagswahlen in Hessen 
und Niedersachsen 
am 2. Februar sind für 
Sie äußerst wichtig. 

Angela Merkel: Wir wer- 
den Hessen halten und müs- 
sen vor allem Niedersachsen 
dazugewinnen. Dafür wer- 
den wir alles einsetzen.   UD 
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'MODERNITäT  UND  TRADITION 

ANN ETTE   SCHAVAN: 

Politik muss den Wandel gestalten, 
ihm aber nicht nachlaufen 

Die stellvertretende Par- 
teivorsitzende und Kultus- 
ministerin in Baden-Würt- 
temberg, Annette Schavan, 
hat deutlich gemacht, dass 
„Modernität und Tradi- 
tion" keine Gegensätze in 
der politischen Program- 
matik einer Volkspartei 
wie der CDU sind. 

In der Tageszeitung „Die 
Welt" hebt die Bildungspo- 
litikerin hervor, die CDU 
habe immer dann Erfolge 
verzeichnen können, wenn 
es ihr gelungen sei, eine 
„große Schnittmenge zwi- 
schen ihrer wertkonservati- 
ven, ihrer liberalen und ihrer 
christlich-sozialen Tradi- 
tion" herzustellen. Die Auf- 
gabe der Führung bestehe in 
der Integration dieser Tradi- 
tionen, nicht in der Ent- 
scheidung für die eine oder 
andere Strömung. 

Grundorientierungen 
als Kompass 

Politik ist die Gestaltung 
des Öffentlichen. Sie be- 
trifft die Sorge um öffentli- 
che Güter und jene Werte, 
die eine Gesellschaft tragen 
und zusammenhalten. Poli- 

tik wahrt die Grundordnung 
und das Gemeinschaftliche, 
das alle betrifft und alle ver- 
pflichtet. Politik in einer 
freiheitlichen, pluralen Ge- 
sellschaft braucht tragfähi- 
ge Grundorientierungen, die 
als Kompass wirken. Grund- 
orientierungen, die verhin- 
dern, dass Politik jedem 
Trend folgt und aus denen 
zugleich Zukunftsvorstel- 
lungen deutlich werden. Die 
Kraft des Politischen er- 
wächst daraus, den Wandel 
zu gestalten, ihn möglicher- 
weise zu initiieren, nicht 
aber ihm nachzulaufen. 

Politik lebt vom Wettbe- 
werb der Konzepte für kon- 
kretes politisches Entschei- 
den und Handeln, Konzep- 
te, die voneinander unter- 
scheidbar bleiben. Ziel des 
politischen Wettbewerbs ist 
nicht die Angleichung, viel- 
mehr die  Unterscheidung, 

die eine echte Wahl ermög- 
licht. Schließlich ist vor je- 
dem Programm allen politi- 
schen Parteien das Grundge- 
setz vorgegeben, das gleich- 
sam den Grundwortschatz 
normativer kultureller Vor- 
stellungen unseres Gemein- 
wesens enthält. 

Räume des Dialogs 
anbieten 

Politik lebt schließlich 
von Wertgrundlagen, die 
eine Unterscheidung verlan- 
gen zwischen der Toleranz 
gegenüber der Vielfalt der 
Standpunkte und dem, was 
zum normativen Grund- 
wortschatz gehört. Sie ar- 
beitet an der Stabilität des 
Gemeinschaftlichen und 
muss daher auch Räume des 
Dialogs und der Suche nach 
dem Konsens darüber anbie- 
ten - angesichts vielfacher 
Prozesse der Individualisie- 
rung und Vereinzelung in ei- 
ner modernen Gesellschaft- 

Die Reflexion überdam'1 

verbundene grundlegende 
Fragen der politischen PrC" 
grammatik sind für eine 

Volkspartei wie die CDU am 
Beginn einer neuen Leg>s' 
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MODERNITäT   UND   TRADITION 

läturperiode selbstverständ- 
lich. Alles andere wäre ver- 
wunderlich. In solcher Refle- 
xion sind Tradition und Mo- 
dernität keine Gegensätze. 
Die CDU war immer dann er- 
folgreich, wenn es eine große 
Schnittmenge zwischen ih- 
rer wertkonservativen, ihrer 
liberalen und ihrerchristlich- 
s°zialen Tradition gab. 

Junge Menschen 
wollen keinen Staat, der 

bevormundet 

So sehr es manchmal vor- 
dergründig scheint, dass Be- 
liebigkeit heute über Ver- 
lässlichkeit in der eigenen 
Position siegt, so falsch ist 
das auf den zweiten Blick, 
^er die Shell-Jugendstudie 
liest, der stellt fest, dass 
junge Menschen Werte wie 
Leistung und Engagement, 
^'e Bindungen, Familie, 
Treue und Pflichten schät- 
*en. Das sind gute Ansatz- 
Punkte für den Dialog über 
^ege zu verlässlichen Ge- 
"^einschaftsstrukturen, in 
denen nicht jeder Einzelne 
nur auf Rechte pocht, son- 
dern an das denkt, was alle 
VerPflichtet. Die heutige 
Junge Generation wünscht 
keinen Staat, der bevormun- 
deL sich ständig selbst über- 

'uimt und das Engagement 
es Einzelnen abwürgt zu- 

gunsten schlechter öffentli- 

cher Leistungen. Da muss 
moderne Christdemokratie 
ansetzen - mit ihrem Ver- 
ständnis vom Menschen, der 
zur Freiheit berufen und zur 
Verantwortung fähig ist. 
Wir stehen für eine aktive 
Bürgergesellschaft, die das 
Bürgertum nicht als Relikt 
vergangener Tage sieht, 
sondern damit verbundene 
Verantwortung für das Gan- 
ze und Gemeinschaftliche 
für unerlässlich hält. Unse- 
re ständigen Dialogpartner 
sind die vielen in unserer 
Gesellschaft, die sich über 
die Gestaltung des eigenen 
Lebensweges hinaus als Ak- 
tivposten in dieser Gesell- 
schaft sehen - in Vereinen 
und Verbänden, in Bürgeri- 
nitiativen, als Existenzgrün- 
der und mit Ideen, die zum 
Ganzen beitragen. 

Es ist richtig, den Wandel 
familialer Lebensformen zu 
tolerieren und auch zu gestal- 
ten. Es ist ebenso richtig, Fa- 
milienpolitik künftig primär 
aus der Perspektive der Kin- 
der zu betrachten. Ehe und 
Familie stehen zurecht unter 
dem Schutz des Grundgeset- 
zes - vor allem wegen der 
Kinder. Sie werden in unse- 
rer Gesellschaft zunehmend 
eine Minderheit. Moderne 
Christdemokratie braucht in 
der Fortsetzung unserer Tra- 
dition der großen familien- 
politischen Gesetze jetzt eine 
überzeugende Kinderpolitik. 

Damit ist auch die Frage nach 
den Pflichten gemeint, die 
Erwachsene Kindern gegen- 
über haben. 

Moderne Christ- 
demokratie... 

.. .verbindetTradition und 
Modernität durch entschie- 
denes Eintreten für eine 
nachhaltige Politik, die die 
Gestaltungsmöglichkeiten 
künftiger Generationen im 
Blick hält und dem Egoismus 
einer nur auf das Hier und 
Jetzt bezogenen Politik wi- 
derspricht. Das betrifft die 
Lage der öffentlichen Haus- 
halte wie die Bewahrung der 
Schöpfung und ein Verständ- 
nis von Gerechtigkeit, die bei 
der Beteiligungsgerechtig- 
keit beginnt und weiß, dass 
Gerechtigkeit da beginnt, wo 
jeder seine Pflicht tut. 
• Moderne Christdemokra- 
tiemuss die Versuchung zum 
laissez-faire als das entlar- 
ven, was sie ist: als das miss- 
lungene Projekt derer, die 
sich einzig um die Durchset- 
zung individueller Interessen 
kümmern. 
• Moderne Christdemokra- 
tie bedeutet die Arbeit an ei- 
nerkonsequenten Wiederge- 
winnung des Politischen, ge- 
gen Beliebigkeit und Kurz- 
sichtigkeit, zur Wahrung öf- 
fentlicher Güter und damit 
verbundener Werte.        UD 
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1 I N VESTITI 0 N S PO LITI K 

KLAUS   LIPPOLD: 

Stellenabbau bei Bombardier - Quittung 
für eine verfehlte Verkehrspolitik 

Erklärung zum offenbar 
bevorstehenden massiven 
Stellenabbau beim Schie- 
nentechnik-Konzern Bom- 
bardier: 

Der drohende Stellenab- 
bau bei Bombardier vor al- 
lem in den neuen Bundes- 
ländern ist die traurige Folge 
der fehlgeleiteten Verkehrs- 
und Wirtschaftspolitik von 
Rot-Grün. Zudem entlarvt 
sie einmal mehr, dass Schrö- 
ders angebliche Arbeits- 
platz-Rettungsaktionen nur 
die Wahlkampfshow wert 
sind und unmittelbar mit 
dem Wahltag verfallen sind. 

Schröders Versprechen 
gelten nichts 

Ließ sich der Bundeskanz- 
ler im Frühjahr noch als Ret- 
ter der Bombardier-Werke 
in Ostdeutschland feiern, so 
wird nun deutlich, dass er nur 
zum Schein ein Herz für Ar- 
beitnehmer hat und die An- 
liegen der neuen Bundeslän- 
der mit Füßen tritt. Schröders 
Versprechen gelten nichts; 
das Vertrauen der bei Bom- 
bardier um ihren Arbeits- 
platz bangenden Menschen 
wurde missbraucht. 

Die Union hat die Kurz- 
sichtigkeit und Sprunghaf- 
tigkeit rot-grüner Investiti- 
onspolitik, nicht zuletzt im 
Verkehrsbereich, immer 
wieder scharf kritisiert. Die 
verheerenden Folgen einer 
solchen Politik zeigen sich 
nun mit den Stellenstrei- 
chungen in Henningsdorf 
und Ammendorf aufs Neue. 

Mit einer klar gegebenen, 
verlässlichen Perspektive für 
Verkehrswegeinvestitionen 
hätte die Nachfrage nach ent- 
sprechenden Leistungen und 
damit der Auftragseingang 
bei Bombardier nicht zusam- 
menbrechen müssen. 

Die Koalitionsvereinba- 
rungen lassen nicht erwarten, 
dass Rot-Grün aus Fehlern 
gelernt hat. Wir fordern den 
Kanzler auf, endlich für Ver- 
lässlichkeit und Versteti- 
gung der Investitionen in 
die Verkehrsinfrastruktur zu 
sorgen - für die Verbesse- 
rung der Infrastruktur in ganz 
Deutschland und zur Siche- 
rung von dringend erforder- 
lichen Arbeitsplätzen. 

DIRK   FISCHER: 

Optimistische Annahme 
Die Annahme der Bahn, durch das neue Bahnpreissy- 
stem jährlich Mehrerlöse von mindestens 100 Mio € zu 
erzielen, dürfte sehr optimistisch, wenn nicht sogar rea- 
litätsfern sein. Die sich durch den nicht erfolgten Re- 
gierungswechsel noch verstärkende und verlängernde 
Rezession mit exzessiver Konsumzurückhaltung dürtte 
kaum mehr Fahrgäste in die Bahn bringen. Die treue, viel 
fahrende Stammkundschaft wird hingegen vergrault. 
Hohe Stornogebühren werden fällig, wenn man Flexi- 
bilität einkaufen möchte. 
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FORSCHUNGSPOLTIK 

PETER   HARRY   CARSTENSEN   UND   HELMUT   HEIDERICH: 

„Grüne Biotechnologie" - auch für 
den Arbeitsmarkt wichtig 

71 

Erklärung zu wichtigen 
Themen der Forschungs- 
politik dieser 15. Wahl- 
periode im Bereich Bio- 
technologie: 

In Verbindung mit der Of- 
fensive der EU wollen wir 
nieder die breite Aufbruch- 
stimmung in der Biotech- 
Branche erreichen, wie wir 
s'e in den 90er Jahren bei 
Universitäten, Forschungs- 

einrichtungen und Unterneh- 
men geschaffen hatten. Die 
rot-grüne Bundesregierung 
hat bisher durch ihre fehler- 
hafte Politik die Entwicklung 
blockiert statt verantwor- 
tungsvoll voran gebracht. 

Dies wird z.B. bei der Har- 
monisierung der nationalen 

und internationalen Rah- 
menbedingungen im Be- 
reich der „Grünen Gentech- 
nik" besonders deutlich. Ob- 
wohl akzeptiert und aner- 
kannt, hat Rot-Grün keine 
Anstalten gemacht, die EU- 
Richtlinien zur Kennzeich- 
nung von gentechnisch ver- 
änderten Organismen (G VO) 
sowie die Freisetzungsricht- 
linie 2001 /18/EG in nationa- 
les Recht umzusetzen. 

Den Abwärtstrend 
stoppen 

Verlässliche Regelwerke 
sind aber das A und O für 
ein   wirtschafts-   und   for- 

FRIEDBERT   PFLÜGER: 

CDU gratuliert Jimmy Carter 
Das Nobelpreiskomitee hat einen Amerikaner ausgezeich- 
net, der als Präsident zwischen 1977 und 1980 und in der Zeit 
danach unendlich viel für Frieden und Menschenrechte ge- 
leistet hat. Carster hat das Camp David Abkommen mit An- 
war el Sadat und Menachin Begin unterzeichnet, den Pa- 
nama-Vertrag und das Salt II-Abkommen zur Rüstungsbe- 
grenzung. Vor allem verbindet sich der Name Carter mit der 
Menschenrechtspolitik gegenüber den kommunistischen 
Diktaturen und der Dritten Welt. Sie ebnete den Weg zur Be- 
freiung unzähliger Menschen vom Joch der Tyrannei. 

P. H. Carstensen H. Heiderich 

schungsförderndes Klima ei- 
nes Landes. Dies ist gerade 
jetzt wichtig, weil weitere 
Arbeitsplätze auch in der 
Biotechnologiebranche ge- 
braucht werden. Inkonsi- 
stenz und Ignoranz kenn- 
zeichnet dagegen die Poli- 
tik von Rot-Grün in dieser 
Schlüsseltechnologie. Be- 
sonders bei der „Grünen B io- 
technologie" entsteht der 
Eindruck, Deutschland habe 
das Potential dieser Techno- 
logie und die damit verbun- 
denen positiven Effekte am 
Arbeitsmarkt nicht nötig! 
Die CDU/CSU wird diesen 
Abwärtstrend durch ein um- 
fassendes Gesamtkonzept 
zur Biotechnik stoppen. 

Besonderer Schwerpunkt 
wird dabei der Ausbau von 
nationalen und internationa- 
len Netzwerken und Kompe- 
tenzzentren zur Schaffung 
von positiven Standortfak- 
toren sein. 

UD 
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TERRORANSCHLäGE 

KLAUS   BRäHMIG   UND   ERNST   HINSKEN: 

Sicherheit wird zunehmend auch 
zum Standortfaktor für Tourismus 

Erklärung zu den Terror- 
anschlägen auf der indone- 
sischen Insel Bali: 

Der furchtbare Terror- 
anschlag auf Bali, der ein- 
deutig gegen westliche 
Touristen gerichtet war, 
macht die gestiegene Ver- 
antwortung der Gastländer 
für die Sicherheit ihrer Be- 
sucherdeutlich. Auch wenn 
absolute Sicherheit nir- 
gendwo garantiert werden 
kann, so müssen Länder mit 
Zielregionen internationa- 
ler Touristenströme ver- 
stärkte Anstrengungen un- 
ternehmen, um den Terro- 
rismus entschlossen zu be- 
kämpfen, statt ihn zu ver- 
harmlosen. 

Bedrohung der 
gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in vielen 
Ländern der Dritten 

Welt 

Künftig werden Rei- 
sende sehr genau beobach- 
ten, in welchen Ländern öf- 
fentliche Sympathie mit den 
Zielen von Terroristen tole- 
riert wird und dies bei der 
Auswahl ihres Reiseziels 
berücksichtigen. Vor allem 

in vielen Entwicklungslän- 
dern ist der internationale 
Tourismus ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor mit gro- 
ßer Bedeutung für deren 
gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung. Diese Erkenntnis 
macht den Tourismus leider 
auch immer mehr zur Ziel- 
scheibe von Anschlägen. 

Um dieser menschen- 
verachtenden Strategie die 
Grundlage zu entziehen, ist 
dringend eine stärkere inter- 
nationale Zusammenarbeit 
nötig. Außerdem muss über- 

K. Brähmig E. Hinsken 

legt werden, wie insbeson- 
dere in Zielregionen mit ho- 
hem internationalen Besu- 
cherautkommen vorbeugend 
die medizinische Notfall- 
Versorgung verbessert wer- 
den kann. 

PETER   HINTZE: 

Bei der EU-Erweiterung über- 
wiegen die Chancen 

Die mutige Erweiterung der Europäischen Union um 75 
Millionen neue Bürger in zehn Staaten ist die richtige Ant- 
wort auf den Wunsch nach mehr wirtschaftlicher und po- 
litischer Stabilität in ganz Europa. 

Der Beitritt muss so vollzogen werden, dass die Eu- 
ropäische Union nicht am eigenen Größenwachstum kol- 
labiert. Die neuen Mitglieder bleiben deshalb aufgefordert, 
noch vorhandene Defizite etwa in den Bereichen Justiz und 
Verwaltung bis zum Beitrittstermin zu überwinden. 

Eine EU mit 25 Mitgliedern wird schwieriger zu steu- 
ern sein. Deshalb kommt der Erarbeitung einer europäi- 
schen Verfassung allerhöchste Bedeutung zu, um die 
größere Union demokratischer, effizienter und transpa- 
renter zu gestalten. 
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EU-GAS-RICHTLINIE 

HARTMUT   SCHAUERTE: 

Fehlende Gasmarktöffnung zeigt rot- 
grünes Versagen in der Energiepolitik 

Erklärung zur Ankündi- 
gung der EU-Kommis- 
sion, die Bundesregierung 
Wegen einer mangelnder 
Öffnung des deutschen 
Gasmarktes vor dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof 
zu verklagen: 

Die EU-Gas-Richtlinie 
trat bereits vor vier Jahren, am 
•0. August 1998 in Kraft und 
hätte bis zum 10. August 
2000 in nationales Recht um- 
gesetzt werden müssen. Seit 
'ttehr als zwei Jahren sind wir 
^euge, wie Rot-Grün dieses 

GÜNTHER   NOOKE 

Gescheitert 
Nach der gescheiterten 
Westausdehnung versu- 
chen es jetzt die SED- 
Nachfolger mit der Ost- 
ausdehnung der DKP! 
Entsprechend prägen 
Westdeutsche Salon- 
kommunisten und un- 
belehrbare SED-Beschö- 
niger den neuen Bun- 
desvorstand. Die jetzige 
PDS-Führung hat klar 
gemacht, dass sie nicht in 
der Bundesrepublik an- 
kommen will. 

wichtige Liberalisierungs- 
vorhaben im klientelpoliti- 
schen Gerangel blockiert. 
Die rot-grüne Bundesregie- 
rung hatte ihren nach eige- 
nen Angaben wichtigsten 
energiepolitischen Gesetz- 
entwurf erst im Juni 2001 
eingebracht, aber hat ihn bis 
heute nicht verabschiedet. 

Erhebliche Nachteile 
für Verbraucher und 

Unternehmen 

Die rot-grünen Pläne wa- 
ren bis zuletzt mit erhebli- 
chen Schwächen und Nach- 
teilen für Verbraucher und 
Unternehmen belastet, vor 
allem durch eine wettbe- 
werbsschädliche Verrechtli- 
chung der zugehörigen Ver- 
bändevereinbarungen. 

Die nun angekündigte 
Klage der EU-Kommission 

ist ein Armutszeugnis für 
die im Amt knapp bestätigte 
rot-grüne Koalition. Über 
zwei Jahre lang hat die Bun- 
desregierung die Öffnung 
der deutschen Gasmärkte 
verschleppt und Verbrau- 
chern wie Unternehmern die 
Chance günstigerer, wettbe- 
werbsorientierter Energie- 
preise vorenthalten. 

CDU und CSU 
erwarten Rücksicht auf 

Wettbewerbs- und 
Antidiskriminierungs- 

regeln 

Es ist höchste Zeit, dass 
die rot-grüne Regierung nun 
endlich ihren europarechtli- 
chen Verpflichtungen nach- 
kommt. CDU und CSU er- 
warten, dass der neue Wirt- 
schaftsminister die Schwä- 
chen des alten Gesetzent- 
wurfs beseitigt und dem Par- 
lament schnellstmöglich ei- 
nen Vorschlag unterbreitet, 
der auch der aktuellen ener- 
giepolitischen Diskussion in 
Europa (schnellere Markt- 
öffung für Haushaltskunden, 
klare Wettbewerbs- und Ant- 
idiskriminierungsregeln) 
Rechnung trägt. UD 
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GUTACHTEN 

HARTMUT KOSCHYK: 

Bundesregierung muss mit Prag über 
die Benesch-Dekrete sprechen 

Erklärung zu den Be- 
nesch-Dekreten anlässlich 
der Veröffentlichung des 
Gutachtens von Professor 
Dr. Dieter Blumenwitz: 

Mit seinem jetzt veröf- 
fentlichen Gutachten über 
die Benesch-Dekrete und 
das sogenannte „Straffrei- 
heitsgesetz" sowie über die 
Frage einer fortdauernden 
diskriminierenden Wirkung 
widerspricht der bekannte 
Völkerrechtler Professor Dr. 
Dieter Blumenwitz in allen 
wesentlichen Punkten dem 
Gutachten von Professor Dr. 
Jochen Frowein. 

Was die fortdauernde 
Rechtswirkung der Be- 
nesch-Dekrete betrifft, stellt 
Dieter Blumenwitz in sei- 
nem Gutachten unter ande- 
rem fest: „Nach der Ent- 
scheidung des tschechi- 
schen Obersten Gerichtsho- 
fes vom 29. Juni 2000 müs- 
sen die Dekrete der Nach- 
kriegszeit nicht nur nachbe- 
folgt, sondern auch nach- 
vollzogen werden: Zivilver- 
fahren müssen ausgesetzt 
und Enteignungsverfahren 
nach altem Recht abge- 
schlossen werden." 

Auch widerspricht er der 
Behauptung Froweins, die 

Restitution sei abgeschlos- 
sen und berühre EU-Recht 
nicht. Blumenwitz führt 
aus: „Zahlreiche Restituti- 
onsfälle sind zur Zeit noch 
anhängig. Der UN-Men- 
schenrechtsausschuss hat 
in der Vergangenheit im- 
mer wieder die Restituti- 
onsgesetzgebung kritisiert, 
die Tschechische Republik 
aufgefordert, gesetzliche 
Regelungen zu ergänzen 
und neue Antragsfristen 
einzuräumen." 

Blumenwitz: 
Verstoss gegen die 
Menschenrechte 

Unmissverständlich äuß- 
ert sich Blumenwitz auch 
zum umstrittenen „Straffrei- 
heitsgesetz" (Gesetz Nr. 115 
von 1946), welches er als 
einen Verstoß gegen die 
Menschenrechte bezeich- 
net. Und weiter: „Der Re- 
spekt vor den Opfern gebie- 
tet die uneingeschränkte 
Verpflichtung des tschechi- 
schen Staates, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit 
auch nach längerer Zeit noch 
aufzuklären und zu ahn- 
den." Den Prüfungsmaßstab 

des Gutachtens von Pro- 
fessor. Blumenwitz bilden 
die Kopenhagener Kriterien. 
Dabei stellt er fest, dass die 
Benesch-Dekrete und das 
„Straffreiheitsgesetz" mit 
diesen Kriterien zur Auf- 
nahme neuer Mitglieder in 
die Europäische Union un- 
vereinbar sind. 

Das Gutachten von Pro- 
fessor Blumenwitz belegt 
erneut die Fehleinschätzun- 
gen und schweren Versäum- 
nisse der Bundesregierung 
auf diesem Gebiet. Es wird 
erneut nachgewiesen, dass 
die gemeinsame Erklärung 
von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder und dem damali- 
gen tschechischen Minister- 
präsidenten Milos Zeman 
aus dem Jahre 1999, die Be- 
nesch-Dekrete seien „in ih- 
rer Wirkung erloschen", un- 
zutreffend ist. 

Auch erweist es sich 
heute, da zwei höchst unter- 
schiedliche Rechtsgutach- 
ten vorliegen, als schweres 
Versäumnis, dass die Bun- 
desregierung sich hart- 
näckig geweigert hat, ein 
mehrfach von CDU und 
CSU eingefordertes eigenes 
Rechtsgutachten in Auftrag 
zu geben. U" 
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KURZ   &   BüNDIG1 

.»ERBITTERTEN Wider 
stand" hat der Deutsche Be- 
amtenbund (DBB) für den 
Fall angekündigt, dass im 
^uge der Sparmaßnahmen, 
die die rot-grüne Regierung 
Plant, weitere Personalstrei- 
chungen im öffentlichen 
Dienst oder Abstriche bei der 
°esoldungserhöhung vor- 
genommen würden. DBB- 
Chef Erhard Geyer: „Es 
droht eine ganz harte Tarif- 
ru-nde, weil Bund, Länder 
Ur)d Kommunen offenbar er- 
neut den Versuch unterneh- 
men wollen, ihre leeren Kas- 
sen auf Kosten der Mitarbei- 
ter zu sanieren." 

AUF DEN NIEDRIGSTEN 
^tand seit vier Jahren sind 
v°n Januar bis September 
dleses Jahres die Kranken- 
stände in den Betrieben ge- 
fa'len. Die Ausfallzeiten be- 
rgen 4,02 Prozent der Soll- 
arbeitszeit oder 1,4 Milliar- 
den Arbeitsstunden. Grund: 
;le Angst der Arbeitnehmer, 
ln einer Zeit hoher Arbeitslo- 
sigkeit durch den Krank- 
eitsfall den Job zu verlieren. 

^0 SCHLECHT wie seit 
fahren nicht mehr ist die 

ttnirnung im deutschen 
Mittelstand. Und die Lage ist 
j^eh schlecht, fasste der 
^auPtgeschäftsführer der 
Vereine Creditreform e.V., 
^elmutRödl, die Ergebnisse 
er Herbstumfrage seines 

Verbands zusammen. 22 Pro- 
zent (im Vorjahr: 16) der be- 
fragten rund 4.500 Firmen 
mit bis zu 500 Beschäftigten 
oder 50 Millionen Euro Um- 
satz bezeichneten ihre Lage 
als mangelhaft oder ungenü- 
gend. Damit überwog die 
Bewertung der zum ersten 
Mal 1979 zweimal jährlich 
statt findenden Befragung 
die sehr guten bis guten Ur- 
teile. Weitere Ergebnisse: • 
Zahl der Betriebe mit stei- 
genden Umsätzen halbiert • 
Investitionsbereitschaft auf 
„absolutem Tiefpunkt • Per- 
sonalaufstockung nur noch 
bei 16,3 Prozent geplant. 

ZU HOHE Lohnstückko- 
sten belasten nach Ansicht 
des Kölner Instituts der deut- 
schen Wirtschaft (IW) die 
deutsche Industrie im inter- 
nationalen Wettbewerb. Un- 
ter den zwölf wichtigsten 
Wirtschaftsnationen haben 
nur Norwegen und Groß- 
britannien höhere Arbeits- 
kosten. Der Lohnstückko- 
sten-Vorteil der ausländi- 
schen Konkurrenz gegenüber 
Deutschland liegt im Durch- 
schnitt bei elf Prozent. Eine 
Besserung ist nicht in Sicht. 
Im Gegenteil: Im letzten Jahr 
sind die Kosten um zwei Pro- 
zent sogar noch gestiegen. 

DEUTLICH   WENIGER 
Waren als noch vor zwölf 
Monaten hat Deutschland im 

Juli dieses Jahres in die USA 
exportiert. Um 9,7 Prozent 
sind die Ausfuhren auf ein 
Volumen von 5,7 Milliarden 
Euro gesunken. Auch für den 
weiteren Jahresverlauf und 
den Beginn des kommenden 
Jahres rechnet der Bundes- 
verband des Deutschen Groß- 
und Außenhandels (BGA) 
mit einer ungünstigen Ent- 
wicklung. Als Gründe nennt 
BGA-Präsident Anton Bör- 
ner • die lahmende US-Kon- 
junktur • den Anstieg des 
Euro-Kurses und • die „Ver- 
stimmungen" im Verhältnis 
beider Länder wegen der 
deutschen Haltung in der 
Irak-Frage. 

ZU WENIG ZEIT für die 
EDV-Sicherheit haben nach 
einer Untersuchung mit Hilfe 
der Mummert Consulting 
AG vor allem deutsche Un- 
ternehmen. 70 Prozent von 
ihnen räumen diesen Mangel 
ein, während in den USA und 
Großbritannien nur knapp 
die Hälfte der Unternehmen 
Probleme im Kampf gegen 
Hacker hat - und das aus 
Gründen zu kleiner Budgets. 
Bei der Fortbildung steht 
Deutschland allerdings bes- 
ser da. Nur bei 28 Prozent der 
deutschen Unternehmen ist 
fehlende Schulung die Ursa- 
che für IT-Sicherheitsmän- 
gel, bei fast 40 Prozent der 
Unternehmen dagegen in 
den USA. UD 
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1 EH EG ATTENS PLITTI NG 

PAUL   KIRCHHOF 

Rot-Grün stellt Ehe, Familien- und 
Hausgemeinschaft infrage 

Die Politik hat die Anliegen 
der Familien und vielleicht 
auch der Kinder wieder neu 
entdeckt. Sie bemüht sich 
gegenwärtig, die öffentli- 
chen Angebote für eine 
Kinderbetreuung zu ver- 
bessern und damit den jun- 
gen Eltern die Chance zu 
bieten, Beruf und Familie 
besser zu vereinbaren. Zur 
Finanzierung dieses Vor- 
habens allerdings sollen 
Ehen und Familien steuer- 
lich belastet werden. Das 
Ehegattensplitting soll - 
vermutlich für „Besserver- 
dienende" - gekürzt wer- 
den oder ganz entfallen. 

Diese Konzeption einer 
Umverteilung innerhalb von 
Ehen und Familien verfehlt 
den Auftrag zum Schutz der 
Familie, der die steuerliche 
Benachteiligung der Fami- 
lien abbauen und dement- 
sprechend die Kinderlosen 
und Unverheirateten mehr 
belasten müsste. 

Ehen in Zukunft 
benachteiligt 

Während bisher die Fa- 
milien vor allem bei den in- 
direkten  Steuern  überpro- 

portional belastet wurden, 
weil sie den wesentlichen 
Teil ihres Einkommens für 
den umsatzsteuerpflichti- 
gen Konsum und nunmehr 
zusätzlich für den ökosteu- 
erpflichtigen Energiever- 
brauch einsetzen mussten, 
während die eher spar- und 
investitionsfähigen Allein- 
verdiener diese Steuern 
weitgehend vermeiden kön- 
nen, sollen in Zukunft die 
Ehen auch im Einkommen- 
steuerrecht benachteiligt 
werden: Grundsätzlich kann 
in einer Erwerbsgemein- 
schaft - etwa einer BGB- 
Gesellschaft, einer OHG 
oder einer GmbH - das ge- 
meinsam erzielte Einkom- 
men für Zwecke der Indivi- 
dualbesteuerung unter den 
Beteiligten aufgeteilt wer- 
den. Gleiches erlaubt das 
Ehegattensplitting für die 
Erwerbsgemeinschaft der 
Ehe, an der dem Grundge- 
setz um der Zukunft von 
Staat und Gesellschaft wil- 
len besonders gelegen ist. 

Würde das Ehegatten- 
splitting entfallen oder we- 
sentlich zurückgenommen, 
so wäre der Gleichheitssatz 
grob verletzt: Die Steuer- 
pflichtigen könnten in jeder 
Erwerbsgemeinschaft dB 
Einkommen „splitten". Nur 
in der Erwerbsgemeinschatt 
der Ehe wäre ihnen dieses 
untersagt. 

Motive schwer 
erklärlich 

Die Motive für eine sol- 
che Antifamilienpolitik sind 
schwer erklärlich, scheinen 
aber in dem auch in der ver- 
gangenen Legislaturperiode 
erkennbaren Eifer begrün- 
det zu sein, die Ehe und die 
daraus erwachsende Kultur 
der Familien- und Hausge- 
meinschaft infrage zu stel- 
len. Während das Bundes- 
verfassungsgericht in gefe' 
stigter Rechtsprechung be- 
tont, dass die Ehe die beste 
Voraussetzung für die kör- 
perliche, geistige und seeli' 
sehe Entwicklung des Kin' 
des ist, das Kind also in dem 
Zusammenleben mit Mutter 

und Vater die besten Ent- 
wicklungschancen gewinn • 
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EHEGATTENSPLITTING^ 

scheint diese Politik be- 
müht, den Kindern die un- 
mittelbare Lebensgemein- 
schaft mit Vater und Mutter 
Möglichst vorenthalten zu 
Sollen. Die Gleichbehand- 
'ung aller Erwerbsgemein- 
schaften wird deshalb in ein 
"Privileg für den Trau- 
schein" umgedeutet. 

Dabei dürfte auch das 
^iel verfolgt werden, mög- 
llchst alle Menschen in ei- 
nem lohnsteuer- und sozial- 
Versicherungspf licht igen 
^•"beitnehmerverhältnis zu 
binden und den Erziehungs- 
auftrag der Eltern eher an den 
^and zu drängen. Die Errun- 
genschaften unserer moder- 
nen freiheitlichen Gesell- 
Schaft, die Familienkultur 
Ur,d die stetige, unkündbare 
Ur|d unscheidbare Elternver- 
antwortung von Mutter und 

ater werden gering ge- 
patzt, das Steuerrecht viel- 
e,cht sogar eingesetzt, um 
^Iese Kultur und damit die 

ukunftsfähigkeit unserer 
^Seilschaft zu schwächen. 

as Steuerrecht soll als ein 
nstrument dienen, um Men- 
gen in die Berufsarbeit zu 
rangen und von der Famili- 

enarbeit fern zu halten. 

^ine beliebig veränder- 
bare Vergünstigung 

Demgegenüber     betont 
s   Bundesverfassungsge- 

richt, dass das Splittingver- 
fahren die Gleichwertigkeit 
von Familien- und Berufsar- 
beit anerkenne. Der beson- 
dere Schutz von Ehe und 
Familie sichere den Ehegat- 
ten die freie Entscheidung, 
wie sie innerhalb der Ehe 
die Aufgaben verteilen und 
nach ihren Bedürfnissen ge- 
stalten wollen. Deshalb sei 
das Ehegattensplitting keine 
beliebig veränderbare Steu- 
er-"Vergünstigung", son- 
dern eine an dem Schutzge- 
bot des Artikel 6 Absatz 1 
GG und der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Ehe- 
paare orientierte sachge- 
rechte Besteuerung. 

Das Splittingverfahren 
vermeidet insbesondere, 
dass Eheleute mit mittleren 
und kleineren Einkommen 
gegenüber Eheleuten mit 
hohen Einkommen benach- 
teiligt werden, die durch ver- 
tragliche Aufteilung ihres 
Gesamteinkommens die 
Steuerprogression mit dem 
gleichen Effekt wie beim 
Ehegattensplitting senken 
könnten, was für die Masse 
der Arbeitnehmer nicht 
möglich sei. 

Allerdings macht die 
räum liehe Trennung von Fa- 
milienort und Erwerbsortes 
den Eltern derzeit oft un- 
möglich, von ihrer Famili- 
enfreiheit und ihrer Berufs- 
freiheit gleichzeitig Ge- 
brauch zu machen. Die jun- 

gen Eltern stehen morgens 
vor der schroffen Alterna- 
tive, entweder zu Hause zu 
bleiben und die Kinder zu 
betreuen oder aber das Haus 
zu verlassen und einer Er- 
werbstätigkeit nachzugehen. 
Das verfassungsrechtliche 
Angebot einer gleichzeiti- 
gen Familien- und Berufs- 
freiheit scheint leer zu lau- 
fen. Deshalb hat der Gesetz- 
geber Vorkehrungen zu tref- 
fen, um diese Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu 
verbessern und damit die 
Bereitschaft zum Kind nicht 
an rechtlichen und ökono- 
mischen Rahmenbedingun- 
gen scheitern zu lassen. 

Die Erziehungsleistung 
der Eltern anerkennen 

Geboten ist die Wieder- 
herstellung einer Wirt- 
schafts- und Rechtsord- 
nung, die ihre eigene Zu- 
kunft in sich selbst findet. 
Der Gesetzgeber muss - wie 
das Bundesverfassungsge- 
richt sagt - Grundlagen 
dafür schaffen, dass Famili- 
entätigkeit und Erwerbs- 
tätigkeit aufeinander abge- 
stimmt werden können und 
die Wahrnehmung der fa- 
miliären Erziehungsaufgabe 
nicht zu beruflichen Nach- 
teilen führt. Vor allem die 
Er/.iehungsleistung der El- 
tern muss anerkannt, und das I 
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heißt in einer Gesellschaft, 
in der Honor und Honorar 
eng beieinander liegen, 
durch Zahlung eines Famili- 
engeldes oder Erziehungs- 
gehaltes gewürdigt werden. 

Praktische Erfahrungen 
mit einer betrieblichen 
Rückkehrgarantie, die den 
Eltern nach Erfüllung ihres 
Erziehungsauftrages die 
Rückkehr in ihren vormali- 
gen Beruf rechtlich sichern, 
sind ermutigend. Sie fördern 
die Familie und sind auch be- 
triebswirtschaftlich für den 
einzelnen Betrieb ein Ge- 
winn, weil der Betrieb Ar- 
beitskräfte zurückgewinnt, 
die in der Begleitung, Be- 
treuung und Erziehung des 
Kindes wertvolle Lebenser- 
fahrung und Berufsdisziplin 
in die Betriebe tragen. 

Eltern sollen 
entscheiden 

Artikel 6 Absatz 4 GG 
gibt jeder Mutter einen An- 
spruch auf den Schutz und 
die Fürsorge der Gemein- 
schaft und verpflichtet nach 
der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 
derzeit den Gesetzgeber ins- 
besondere, „Grundlagen da- 
für zu schaffen, dass Famili- 
entätigkeit und Erwerbs- 
tätigkeit aufeinander abge- 
stimmt werden können und 
die Wahrnehmung der fami- 

liären Erziehungsaufgaben 
nicht zu beruflichen Nach- 
teilen führt". „Dazu zählen 
auch rechtliche und tatsäch- 
liche Maßnahmen, die ein 
Nebeneinander von Erzie- 
hungs- und Erwerbstätigkeit 
für beide Elternteile ebenso 
wie eine Rückkehr in eine 
Berufstätigkeit und einen 
beruflichen Aufstieg auch 
nach Zeiten der Kinderer- 
ziehung ermöglichen." 

In diesem Rahmen kön- 
nen auch öffentliche Betreu- 
ungseinrichtungen für Kin- 
der die Erwerbsmöglichkei- 
ten der Eltern verbessern. 
Eine freiheitliche Verfas- 
sung legt es dabei aber nahe, 
den Eltern auch die Ent- 
scheidung zu überlassen, ob 
sie ihre Kinder eigenhändig 
erziehen oder von fremder 
Hand betreuen lassen wol- 
len. Deshalb wäre die frei- 
heitsgerechte Lösung, die 
Eltern finanziell so auszu- 
statten, dass sie entweder 
entgeltlich einen Kinderbe- 
treuungsplatz erwerben oder 
aber stattdessen die Kinder 
selbst betreuen können. 

Die Verfassung fordert 
deshalb von der Politik, dass 
sie sich gänzlich auf die el- 
terliche Erziehung ausrichtet 
und diese fördert, den Erzie- 
hungsauftrag aber nicht zu 
einer Randerscheinung des 
Erwerbslebens werden lässt 
oder die Alleinerziehung 
durch einen Elternteil zum 

normativen Typus oder gar 
zum gesetzlichen Ideal er- 
klärt.Wer in der Notlage des 
Alleinerziehenden den Dop- 
pelauftrag von Erziehung 
und Beruf erfüllt, verdient 
Respekt und staatliche För- 
derung. Die Normen aber 
müssen sich an der Norma- 
lität orientieren, der Gemein- 
schaft von Eltern und Kin- 
dern. 

Eltern haben Unter- 
haltsanspruch 

Daneben ist den Eltern 
der wirtschaftliche Wert der 
Erziehungsleistung zurück- 
zugeben. Dieser Wert be- 
steht in dem vom Familien- 
recht gesicherten Unter- 
haltsanspruch der Eltern ge- 
gen ihre Kinder, der ihnen in 
Notfällen-insbesonderebei 

Krankheit, Arbeitslosigkeit* 
Invalidität und Alter - Un- 
terhalt und Beistand durch 
ihre Kinder sichert. 

Dieser wirtschaftliche 
Wert der Erziehungsleistung 
ist aber im Generationenver- 

trag der öffentlichen Sozia'' 
Versicherung kollektivier1 

und von der familiären Erzie- 
hungsleistung sogar weitge' 
hend gelöst worden. L>' 
sozialstaatliche Errungen' 
schaft der öffentlichen Sozi- 
alversicherung, die auch de"1 

Kinderlosen wirtschaftlich 
Sicherheit   im   Krisenfa'le 
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bietet, wird zu einem rechts- 
staatlichen Skandalon, wenn 
dieser Generationenvertrag 
die alleinigen Träger dieses 
so genannten Vertrages, die 
Eltern und in erster Linie die 
Mütter, aus eigenem Recht 
kaum beteiligt. Hier fordert 
der Verfassungsauftrag des 
Familienschutzes und der 
Gleichberechtigung von 

Mann und Frau strukturelle 
Veränderungen. 

Die gesetzgeberische 
Entscheidung, dass die Kin- 
dererziehung als Privatsa- 
che, die Alterssicherung da- 
gegen als gesellschaftliche 
Aufgabe gilt, benachteiligt 
die Familie, ohne dass es 
dafür angesichts der Förde- 
rungspflicht aus Artikel 6 
Absatz 1 GG einen zurei- 
tenden Grund gibt. Der Ge- 
Setzgeber hat deshalb „jeden- 
ta"s sicherzustellen, dass 
Slch mit jedem Reformschritt 
d'e Benachteiligung der Fa- 
^i'ie tatsächlich verringert". 

Erziehungsleistung 
und Erwerbsleistung 

gleichwertig 

Das System der Sozial- 
ersicherung ist so auszuge- 

stalten, dass Erziehungslei- 
stUr»g und Erwerbsleistung 
gleichwertig berücksichtigt 

erden. Wenn gegenwärtig 
e,ne Beteiligung der Mütter 
arri Generationenvertrag als 

MARIA   BÖHMER: 

Massive Proteste haben gewirkt 
„Der Spuk um die Abschaffung des Ehegattensplittings ist 
vorbei!" stellt die Bundesvorsitzende der Frauen-Union 
fest: Höchst ungerecht wäre es gewesen, Famil ien das Geld 
wegzunehmen, um es wieder für Familien auszugeben. 
Maria Böhmer: „Sich für die Betreuung und Erziehung der 
Kinder zu engagieren, ist schließlich Aufgabe aller. Für die 
Weiterentwicklung der Kinderbetreuung brauchen wir 
eine konzertierte Aktion aller Bundesländer." 

Den Einstieg in den Ausstieg aus dem Ehegattensplit- 
ting haben massive Proteste von Union, Familienverbän- 
den und Steuerexperten gerade noch verhindern können. 
„Die Freiheit jeder Frau und jedes Mannes, über ihren Le- 
bensentwurf selbst entscheiden zu können, darf nicht an- 
getastet werden." Die Union werde weiter für diesen 
Grundwert streiten. 

„versicherungsfremde Lei- 
stung" missdeutet wird, so 
verweist die Verfassung 
demgegenüber auf die mate- 
rielle Gleichwertigkeit von 
Kindererziehung und mone- 
tärer Beitragsleistung. Bei- 
den Leistungen liegt eine 
vergleichbare Arbeitsan- 
strengung, ein gleicher Kon- 
sumverzicht und das gleiche 
Angewiesensein auf Sicher- 
heit und Bedarfsdeckung 
zugrunde. Kindererziehung 
und monetäre Beitragslei- 
stung sind deshalb beides 
Grundlagen der öffentlichen 
Sozialversicherung, die zu 
gleichwertigen Leistungen 
führen. Die Familienpolitik 
muss sich deshalb gegenwär- 
tig wieder darauf besinnen. 

dass Staat und Gesellschaft 
ihre Zukunft nur in einer frei- 
heitsfähigen Jugend, also in 
den Familien, finden. Diese 
Zukunftsoffenheit entspricht 
dem Willen der Menschen. 
Gediegene Umfragen haben 
ergeben, dass sich die jungen 
Menschen vor allem Kinder, 
die älteren vor allem Enkel- 
kinderwünschen. Die Politik 
sollte nicht versuchen, den 
Menschen diese Hoffnung, 
diese Zukunftsoffenheit aus- 
zutreiben. Es wäre das Ende 
unseres Staates und unserer 
Gesellschaft. 

Paul Kirchhof war von 
1987 bis 1999 Richter des 
Bundesverfassungsgerichts 
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JUSTIZMINISTERTREFFEN   IN   HEIDELBERG 

Warnschuss-Arrest kann Jugendliche 
rechtzeitig von der schiefen Bahn holen 

Auf Einladung des baden- 
württembergischen Res- 
sortchefs Ulrich (Soll (FDP) 
fand am 9. Oktober in der 
Universitätsstadt Heidel- 
berg eine Konferenz der 
Unions- und FDP-Justiz- 
minister statt. 

Zu Beginn der neuen Le- 
gislaturperiode verständig- 
ten sich die Justizministerin- 
nen und Justizminister der 
neun Bundesländer Baden- 
Württemberg, Bayern, Bran- 
denburg, Hamburg, Hessen, 
Saarland, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen auf 
Gesetzesinitiativen im Bun- 
desrat. Im Mittelpunkt der 
zweitägigen Konferenz stan- 
den neben der intensiveren 
Strafverfolgung und dem 
besseren Schutz der Bevöl- 
kerung vor gefährlichen 
Sexual- und Gewaltverbre- 
chern vor allem wichtige Re- 
formvorschläge zur Be- 
kämpfung der Jugendkrimi- 
nalität. 

Mehr Schutz vor 
Gewalt- und Sexual- 

verbrechen 

Die Justizminister wollen 
durch Gesetzesinitiativen im 

Bundesrat den Schutz der 
Bevölkerung vor gefährli- 
chen Gewalt- und Sexual- 
verbrechern verbessern. In 
Zukunft soll die Sicherungs- 
verwahrung bei besonders 
rückfallgefährdeten Gefan- 
genen auch unmittelbar vor 
der Entlassung aus der Straf- 
haft angeordnet werden kön- 
nen. „Kein anderes Thema 
beschäftigte in den letzten 
Jahren die Rechtspolitik und 
die Öffentlichkeit so sehr 
wie die Verbesserung des 
Schutzes vor gefährlichen 
Gewalt- und Sexualverbre- 
chern. Durch eine bundes- 
weite Reform der Siche- 
rungsverwahrung soll nicht 
mehr allein die im Strafver- 
fahren festgestellte Gefähr- 
lichkeit zur Unterbringung 
führen können. Auch wenn 
sich erst im Strafvollzug die 
besondere Rückfallgcfahr 
ergibt, soll künftig die Siche- 
rungsverwahrung angeord- 
net werden können. Selbst- 
verständlich müssen wir bei 
der Reform der strafrechtli- 
chen Sanktionen auch die 
nachträgliche Sicherungs- 
verwahrung für Heranwach- 
sende, soweit sie nach Er- 
wachsenenstrafrecht verur- 
teilt werden, und für brutale 

Ersttäter einführen. Der 
Rechtsstaat darf bei einem 
verurteilten Schwerverbre- 
cher nicht länger darauf war- 
ten bis er die zweite oder 
dritte Tat begangen hat, be- 
vor wir die Bevölkerung 
durch eine Sicherungsver- 
wahrung schützen können*"- 
betonten die Minister. 

Die Strafverfolgung 
muss effektiver werden 

Den Schutz der Bevölke- 
rung vor Gewalt- und Se- 
xualverbrechen wollen die 
Justizminister auch durch 
eine intensivere Strafver- 
folgung in Deutschland ver- 
bessern. Dabei fordern sie- 
den Einsatzbereich der DNA- 
Datei des Bundeskriminal- 
amtes auf alle Straftaten mit 
sexuellem Hintergrund zu 

erweitern: „Der genetische 
Fingerabdruck ist zur Auf- 
klärung schwerer Verbre- 
chen und zur Abschreckung 
gefährlicher Straftäter un- 
verzichtbar. Durch die ge' 
netische Erfassung aller 

rückfallgefährdeten Sexual- 
straftäter lassen sich schwer- 
ste Verbrechen künftig noch 
schneller und effektiver auf' 
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klären. Darüber hinaus kön- 
nen wir die in der DNA-Da- 
tei gespeicherten Straftäter 
wegen des nahezu hundert- 
prozentigen Entdeckungsri- 
sikos von der Begehung wei- 
terer Delikte abschrecken." 

Jugendkriminalität 
wirksamer bekämpfen 

Die Justizminister sehen 
•n der Bekämpfung der Ju- 
gendkriminalität eine beson- 
ders wichtige Aufgabe der 
deutschen Rechtspolitik in 
der neuen Legislaturperiode. 
Mit großer Sorge verfolgen 
sie die Zunahme der Strafta- 
ten junger Menschen vor al- 
tem bei den Gewaltdelikten. 
"Angesichts dieser besorg- 
n,serregenden Entwicklung 
Ordern wir eine grundle- 
gende Reform des Jugend- 
strafrechts in Deutschland, 
^ir geben den Jugendlichen 
und Heranwachsenden ein 
vö|'ig falsches Signal, wenn 
lnnen das Strafrecht gera- 
dezu einredet, noch unreif zu 
Sein und deshalb ohne größe- 
res Risiko straffällig werden 
iu können. Mit der jahrelan- 
gen Untätigkeit der rot-grü- 

en Bundesregierung in die- 
ser entscheidenden Frage für 
unsere junge Generation und 

le Sicherheit unserer Bürger 
j^üss endlich Schluss sein", 
etonten die Justizminister 

gemeinsam. 

DIETRICH   BIRK 

Wirtschaftsförderung effizienter und 
schlagkräftiger machen 

„Durch eine Bündelung der Förderinstrumente" soll die 
Wirtschaftsförderung in Baden-Württemberg „effizien- 
ter und schlagkräftiger werden". Das sieht ein Antrag der 
CDU-Fraktion im baden-württembergischen Landtag 
vor, den der wirtschaftspolitische Sprecher der Fraktion, 
Dietrich Birk, am 11. Oktober vorgestellt hat. 

„Um der bundesweit besorgniserregenden wirtschaft- 
lichen Entwicklung entgegenzuwirken", müsse Baden- 
Württemberg alle Anstrengungen unternehmen, das 
heißt: Instrumente und Programme der bisherigen Wirt- 
schaftsförderung überprüfen und nach Möglichkeit ver- 
bessern. Erster Schritt: Landesbank, Bürgschaftsbank, 
GWZ, Landesgewerbeamt, Steinbeis-Stiftung und Wirt- 
schaftskammern besser aufeinander abstimmen. 

Die Heranwachsenden 
(18-21 Jahre) wollen die Ju- 
stizminister von CDU, CSU 
und FDP grundsätzlich nach 
dem Erwachsenenstrafrecht 
und nicht nach dem deutlich 
milderen Jugendstrafrecht 
verurteilen: „Mit dem Ein- 
tritt der Volljährigkeit erhal- 
ten die Heranwachsenden in 
Deutschland mit der Ge- 
schäftsfähigkeit, der Wahl- 
berechtigung und der Fahr- 
erlaubnis alle Rechte eines 
mündigen Bürgers. Dann 
müssen sie aber in Zukunft 
auch konsequenterweise die 
Pflichten und die volle Ver- 
antwortung für ihre Strafta- 
ten übernehmen." Vor allem 
die Einführung des sog. 
Warnschussarrestes    halten 

die Justizminister für drin- 
gend notwendig, um straffäl- 
lige Jugendliche rechtzeitig 
von der schiefen Bahn zu ret- 
ten. Bei einer Verurteilung zu 
einer Jugendstrafe auf Be- 
währung entsteht bei den ju- 
gendlichen Straftätern oft der 
Eindruck, dass ihre Strafta- 
ten keine fühlbaren Folgen 
haben. Der von den Jugen- 
drichtern in der Praxis immer 
wieder geforderte Warn- 
schussarrest gibt die Mög- 
lichkeit, den Jugendlichen 
durch einen kurzen Freiheit- 
sentzug die dringende Not- 
wendigkeit einer Verhal- 
tensänderung vor Augen zu 
führen. 

UD 
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EURO 

Die Erklärung einer 
Nierderlage 

Der härteste Schlag gegen 
den Stabilitätspakt und die 
Gesundheit von Euro-Land 
kommt aus dem rot-grünen 
Deutschland. Und sofort 
bricht zwischen Berlin und 
Brüssel die Krise aus. Es ge- 
schieht zum erstenmal seit 
dem Maastricht-Abkommen 
- also auch seit es den Euro 
gibt-, dass ein Schlüsselland 
der Union zugibt, dass es den 
Stabilitätspakt brechen muss. 
Diese Erklärung einer Nie- 
derlage kommt ausgerechnet 
aus Deutschland, das doch 
noch bis vorgestern immer 
Klassenbester in Europa 
war, die anderen Partner- 
länder immer tadelte und von 
ihnen finanzpolitische Härte 
verlangte.     La Repubblica 

Flexibilitätspakt 

Die Deutschen haben den 
Euro-Stabilitätspakt ge- 
sprengt. Finanzminister Ei- 
chel erklärte öffentlich, das 

deutsche Defizit werde über 
der Grenze von drei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts 
liegen. Für so etwas wird 
man aus der Euro-Zone ver- 
jagt und bekommt die Ge- 
meinschaftswährung entzo- 
gen. Aber Deutschland, den 
Hauptinitiator der Gemein- 
schaftswährung , auszuschlie- 
ßen , wäre alles andere als ein 
Vergnügen. Es wird wohl so 
kommen: Der Stabilitätspakt 
wird in einen Flexibilitäts- 
pakt umgewandelt. Und für 
die Klagen über die Schwä- 
che des Euro fühlt sich dann 
niemand zuständig. 

Kommersant, Moskau 

So viel Leichtfertigkeit 
macht sprachlos 

Wer ist dümmer - Romano 
Prodi oder der Europa-Sta- 
bilitätspakt? Pardon für die 
klare Antwort: Prodi. Der 
EU -Kommissionspräsident 
hielt es für richtig, der fran- 
zösischen Zeitung „Le Mon- 
de "folgenden Satz zu sagen: 
„Ich weißsehrwohl, dass der 
Stabilitätspakt dumm ist - 
wie alle starren Entschei- 
dungen. " So viel Leichtfer- 
tigkeit macht fast sprachlos. 

Mit seiner Meinung hat 
Prodi die schiefe Ebene vor- 
gezeichnet, auf der Europas 
Institutionen nun - ganz 
langsam, aber unaufhaltsam 
- ins Rutschen geraten wer- 
den. Berliner Zeitung 

PDS 

„Kein Mensch braucht 
eine Ostpartei" 

Die PDS ist erledigt. Sie hat 
sich - im doppelten Sinn - er- 
ledigt. Das Konzept einer 
,, bundesweiten sozialisti • 
sehen Partei", die die PDS 
immer sein wollte, wurde ab- 
gewählt. Und in der Folge 

wurde offenbar, dass es diese 
Partei auch nie gegeben hat- 
Sie wurde erfunden. Sie ist 
ein semantischer Sack, den 
man glaubte, über die Jahre 
mit Inhalt füllen zu können- 
Heute - nach fast 13 Jahren 
- ist der Sack so leer wie 
1989. Damals wusste die 
SED/PDS wenig über sien 
und ihre Ziele. Sozialismus- 
Ja. Aber was ist das? Immer- 
hin konnte sich die Partei auf 
einen überzeugenden Grun- 
dungskonsens stützen: Ten 

20 • UID 34/2002 



Gründungslahr*»-1 

AUFGELESEN' 

,„«tscv 

der alten DDR-Elite brauch- 
ten ein Machtzentrum. Sie 
Raubten, dafür die alten 
Pwteistrukturen, das Ver- 
mögen, die Immobilien und 
nicht zuletzt die versprengte 
Gemeinde von überzeugten 
vtQQtssozialisten als Hinter- 
'and nutzen zu können. 
Heute, fast 13 Jahre nach der 
Gründung der PDS, gibt es 
diesen Konsens nicht mehr. 
Viele haben inzwischen be- 
8''iffen, dass der Preis, den 
der alte Apparat ihnen ab- 
verlangt hat, der des Unter- 
8<>ngs ist. Die PDS ist einpo- 
'itisches Kunstprodukt, für 
dos es in Deutschland dauer- 
nafi keinen Markt gibt. „ Kein 
Mensch braucht eine Ostpar- 
e'" hat kürzlich die ostdeut- 

Sche Ex-Bundestagsabge- 
°rdnete Angela Marquardt 
Zesagt. Sie hat Recht. 

Berliner Zeitung 

TERROR   AUF   BALI 

Ein rein kriminelles 
Phänomen 

egen wen kämpfen islami- 
sche Terroristen - und vor 

Qllem wofür? Das Massaker 

auf Bali lässt ihre Ziele noch 
mehr verschwimmen. Damit 
wird eins deutlich: Es handelt 
sich hier um ein rein krimi- 
nelles Phänomen. Vermeint- 
lichpolitische Motive der Tä- 
ter entpuppen sich als Fas- 
sade. Hass auf Amerika oder 
auf den Westen - wie ließe 
sich damit erklären, dass 
Menschen wahllos verbrannt 
und verstümmelt werden? 
Neue Osnabrücker Zeitung 

Die Gefahr ist überall 

So könnte also die Zukunft 
aussehen: Wo und in welcher 
Funktion Menschen aus dem 
politischen „ Westen "-wozu 
auch Australien gehört - in 
der islamischen Welt unter- 
wegs sind, werden sie damit 
rechnen müssen, ins Visier 
genommen zu werden. Und 
das ist noch die harmlosere 
Aussicht. Eine Vorwegnah- 
me der schlimmeren, näm- 
lich dass diese Menschen 
auch in den eigenen Ländern 
nicht sicher sind, haben wir 
amll. September 2001 gese- 
hen. Danach wurde der 
Kampf gegen den Terror aus- 
gerufen, herausgekommen 
ist eine punktuelle Verbesse- 

rung der Sicherheit in der Er- 
sten Welt und eine allge- 
meine Verschlechterung im 
großen Rest der Welt. 

Der Standard, Wien 

Die Angst ist immer 
und überall 

Die Bomben können in jedem 
Augenblick und an jedem be- 
liebigen Ende der Welt ex- 
plodieren, und das aus un- 
zähligen und ganz irrationa- 
len Motiven. Das ist eine Be- 
drohung, die jeden individu- 
ell betrifft. Sie macht uns da- 
her, so paradox dies auch er- 
scheinen mag, sogar mehr 
Angst als die Bedrohung aus 
den Zeiten des atomaren 
Gleichgewichts, auch wenn 
diese in ihren Konsequenzen 
noch viel schlimmer war. 
Denn damals handelte es 
sich um eine kollektive Ge- 
fahr. Die Blutbäder im Su- 
permarkt in Helsinki und auf 
Bali schrecken dagegen sehr 
viel mehr in uns auf- beson- 
ders deshalb, weil wir den 
Feind nicht kennen. Und wir 
verstehen nicht, was ihn an- 
treibt, zu töten und mit seinen 
Opfern zu sterben. 

La Repubblica 
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Windbreaker „CDU" 

100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dunkelblau: 65% Polyester, 35% Baumwolle. 
Ausstattung: Vorder und Taschenreissverschluss.Bündchenregulierung durch Zugband, 
mit Stopper und integrierter Kapuze. 

Bestell-Nummer Größe L: 29840 
Bestell-Nummer Größe XL: 29841 
Bestell-Nummer Größe XXL: 29842 

Preis je 1 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 

BESTELLANSCHRlFT 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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Bertelsmann Distribution Ginb" 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 116233759 Versnio. 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmannde 

hi 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT ' 

Windbreaker „Smilie" 

ACHTUNG RESTPOSTEN! 

Größe S 
Bestell-Nummer: 9459 

Größe M 
Bestell-Nummer: 9460 

Preis je 1 Stück: 15,30 € 
inkl. MwSt.: 17,75 € 

Schal, schwarz-rot-gold 

Bestell-Nummer: 9362 
Preis je 1 Stück: 4,80 € 
inkl. MwSt.: 5,57 € 

Papiertaschentücher 

Bestell-Nummer: 9637 
Preis je 126 Stück: 23,00 € 
inkl. MwSt.: 26,68 € 
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UID 
Union B et ri 
Postfach 11 
53348 Rhei 
PVSt, Deuts 
Entgelt   bez 

ABO   2600 -5 •42720   KV   1239 
G   8398 

Kan r ad—Adenauer—Stiftung e.. V ., 
Postfach 12 60 

53730 Sankt Augustin 

Jammert mir 
nichts vor, 

ich habe CDU 
gewählt 

"•'>.vl,.,~ •   ' 

Aufkleber „jammer mir nichts 
vor, ich habe CDU gewählt." 

Bestell-Nummer: 9513 
Preis je 100 Stück: 7,67 € 
inkl. MwSt.: 8,90 € 


